
Die Idee, den empfohlenen Anstellungsschlüssel an-
zuheben, ist grundsätzlich zu unterstützen. Aber wir 
FREIEN WÄHLER geben zu bedenken, dass wir Ge-
fahr laufen, die kommunale Ebene über Gebühr zu 
belasten, weil diese mehr Geld für das Personal aus-
geben soll.

Ich darf in diesem Zusammenhang auf ein anderes 
Konzept der FREIEN WÄHLER hinweisen, nämlich 
eine Sockelfinanzierung durch den Freistaat, die wir 
schon öfters gefordert haben. Das könnte eine zu-
sätzliche Verbesserung für die bayerischen Kitas und 
ihre Beschäftigten bringen. Durch eine Sockelfinan-
zierung könnten die Kitas in die Lage versetzt werden, 
den Verwaltungsaufwand, die Randzeitenbetreuung 
und die individuelle Familienbetreuung angemessen 
zu berücksichtigen. Das würde insbesondere kleinen 
Einrichtungen zugutekommen. Das halten wir FREI-
EN WÄHLER für ganz besonders wichtig.

Die Zielrichtung der SPD und der GRÜNEN ist richtig, 
aber für uns ist die Finanzierung noch fraglich, insbe-
sondere wenn es augenscheinlich um die Finanzie-
rung durch die kommunale Ebene geht, die Finanzie-
rungen, die auf die Kommunen abgewälzt werden. 
Deswegen können wir den Anträgen nicht zustimmen, 
sondern werden uns enthalten. Der Ansatz ist richtig, 
aber wir müssen ein Konzept finden, das die Kommu-
nen entlastet und nicht zusätzlich belastet. Wir müs-
sen natürlich auch für eine attraktivere Gestaltung des 
Erzieherberufs sorgen. Das ist auch in unserem Sinn. 
Wir FREIEN WÄHLER gehen das Konzept der besse-
ren Sockelfinanzierung an.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, die Redezeiten sind jetzt zu Ende. 
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Die War-
tezeit für die namentliche Abstimmung ist noch nicht 
erfüllt. Auch die einfache Abstimmung ist jetzt noch 
nicht möglich. Wir müssen diesen Punkt also zu-
nächst einmal zurückstellen. 

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksachen 
17/21544, 17/21545, 17/21547, 17/21548, 17/21561 
und 17/21562 werden in die zuständigen federführen-
den Ausschüsse verwiesen.

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 5 auf:

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, 
Ludwig Hartmann, Verena Osgyan u. a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Frauenfeindlich motivierte Kriminalität erfassen 
und bekämpfen (Drs. 17/18888) 

Ich eröffne die Aussprache und weise darauf hin, dass 
24 Minuten Redezeit vereinbart sind. Erste Rednerin 
ist die Kollegin Schulze.

Katharina Schulze (GRÜNE): Frau Präsidentin, liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Dank "#MeToo" weiß die 
ganze Welt, dass Schauspielerinnen am Set belästigt 
werden. Wer aber denkt, dass Frauenfeindlichkeit nur 
Filmstars oder Promis betrifft, liegt falsch. Ich weiß 
nicht, wer die "SZ" am Wochenende gelesen hat. Der 
längere Artikel "14 ungeschminkte Wahrheiten über 
Sexismus im Alltag" hat einen, wie ich finde, sprach-
los gemacht.

Kolleginnen und Kollegen, da hat man ein paar Bei-
spiele gefunden, bei denen einem richtiggehend 
schlecht wird: eine Supermarktkassiererin, die sich 
keine T-Shirts mit V-Ausschnitt mehr anzieht oder 
nicht mehr einen Blusenknopf geöffnet lässt, die Al-
tenpflegerin, die nicht nach ihrem Können, sondern 
anhand ihres Körpers beurteilt wird, und so weiter und 
so fort. Darüber hinaus kann sicher die eine oder an-
dere Frau berichten, wie sie online angegriffen wird, 
weil sie eine Meinung formuliert hat. Sie wird angegrif-
fen und beleidigt, nur weil sie eine Frau ist. Ich bin mir 
auch sicher, dass fast jede Frau die eine oder andere 
Situation kennt, in der Arbeit, daheim, auf der Straße, 
in der ein blöder Spruch, ein Angriff, eine Beleidigung 
kam aufgrund des Geschlechts. Das ist Frauenfeind-
lichkeit, und das passiert täglich in ganz Bayern. Egal, 
ob online oder offline, egal, ob auf dem Weg zur Ar-
beit, in der Schule oder abends beim Feiern, egal, ob 
körperliche Gewalt oder mündliche: Gewalt gegen 
Frauen hat System und ist kein privates Problem.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Dank der "#MeToo"-Bewegung redet und streitet die 
Gesellschaft darüber, was geht und was nicht geht. 
Ich finde, jetzt liegt es an uns Parlamentarierinnen 
und Parlamentariern, diese Grenzüberschreitungen 
gegen Frauen, die eindeutig über unsere Gesetze hi-
nausgehen, auch sichtbar zu machen. Frauenhass 
wurde viel zu lange als Ansammlung von Einzelfällen 
behandelt.

Deswegen stellen wir GRÜNEN heute den Antrag, 
Frauenfeindlichkeit in die polizeiliche Kriminalstatistik 
aufzunehmen und das Kriterium "Geschlecht" im Be-
reich der Hasskriminalität zu ergänzen.
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